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An meine 
Mandanten 

Nürtingen, den 6. Juli 2009 
 
 
 
Mandantenhinweis Juli 2009 
 
Sehr geehrte Mandanten, 
 
anbei erhalten Sie meinen aktuellen Mandantenbrief. Auf folgende interessante Themen 
möchte ich insbesondere hinweisen: 
 
Allgemeines 

· Vermieter darf Energieversorgung nach beendetem Mietverhältnis einstellen 
Lohn und Gehalt 

· Arbeitnehmer kann schriftliche Kündigung nicht zurücknehmen 
Einkommensteuer 

· Kein Betriebsausgabenabzug für die Veranstaltung eines Golfturniers für Geschäfts-
freunde 

· Zuordnung von zusätzlichen Räumen zum häuslichen Arbeitszimmer 
 

 

 
Mit freundlichem Grüßen 
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Termine 
Fälligkeitstermine Steuern/Sozialversicherung Juli und August 2009 

S T E U E R A R T F Ä L L I G K E I T 
Lohnsteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag 10.7.20091 10.8.20092 
Umsatzsteuer 10.7.20093 10.8.20094 

13.7.2009 13.8.2009 Ende der Schonfrist Überweisung5 
obiger Steuerarten 
bei Zahlung durch: Scheck6 

7.7.2009 7.8.2009 

Gewerbesteuer Entfällt 17.8.2009 
Grundsteuer Entfällt 17.8.2009 
Ende der Schonfrist Überweisung 
obiger Steuerarten 
bei Zahlung durch: Scheck6 

Entfällt 
 

Entfällt 

20.8.2009 
 

14.8.2009 
Sozialversicherung7 29.7.2009 27.8.2009 

Kapitalertragsteuer, Solidaritätszuschlag Seit dem 1.1.2005 ist die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfal-
lende Solidaritätszuschlag zeitgleich mit einer erfolgten Gewinnaus-
schüttung an den Anteilseigner an das zuständige Finanzamt abzufüh-
ren. 

 

1 Für den abgelaufenen Monat; bei Vierteljahreszahlern für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 
2 Für den abgelaufenen Monat. 
3  Für den abgelaufenen Monat; bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat; bei Vierteljahreszahlern (ohne Dauerfrist-

verlängerung) für das vorangegangene Kalendervierteljahr. 
4 Für den abgelaufenen Monat; bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat, bei Vierteljahreszahlern mit Dauerfristver-

längerung) für das vorangegangene Kalendervierteljahr. 
5 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem Anmeldungszeit-

raum folgenden Monats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, Sonntag oder Feier-
tag, ist der nächste Werktag der Stichtag. Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säumniszuschläge 
erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig erfolgen, dass die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der 
Fälligkeit erfolgt. 

6 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanzamt als 
erfolgt gilt. Es sollte stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden. 

7 Die Fälligkeitsregelungen der Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich auf den drittletzten Bankarbeitstag des laufenden 
Monats vorgezogen worden. Um Säumniszuschläge zu vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Kran-
kenkassen gilt ein einheitlicher Abgabetermin für die Beitragsnachweise. Diese müssen dann bis spätestens zwei Arbeitstage 
vor Fälligkeit (d. h. am 27.7./25.8.2009) an die jeweilige Einzugsstelle übermittelt werden. Wird die Lohnbuchführung durch 
extern Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa 10 Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten 
übermittelt werden. Dies gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder auf einen Tag nach Feiertagen fällt. 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



 

Allgemeines 
 

Vermieter darf Energieversorgung nach beendetem Mietverhältnis einstellen 
In einem vom Bundesgerichtshof entschiedenen Fall hatte ein Vermieter nach beendetem Mietver-
hältnis und schwebendem Räumungsverfahren die Energieversorgung eingestellt. Entgegen der bis-
her überwiegend vertretenen Auffassung in der Rechtsprechung sah das Gericht darin keine verbote-
ne Eigenmacht. Der Besitz der Wohnung sei eine reine Sachherrschaft und verschaffe dem Mieter 
keinen Anspruch auf eine bestimmte Nutzung. Es liege folglich kein Eingriff von außen vor, der mit 
Besitzschutzansprüchen abgewehrt werden könne. Die Versorgungssperre durch den Vermieter sei 
ebenso wie eine Versorgungssperre durch einen Energieversorger nicht als Besitzverletzung anzuse-
hen. Die Grenze für die Belieferung mit Energie sei erreicht, wenn der Vermieter hierfür kein Entgelt 
erhalte und ihm durch die weitere Belieferung ein Schaden drohe. 
 

Lohn und Gehalt 
Arbeitnehmer kann schriftliche Kündigung nicht zurücknehmen 
Spricht ein Arbeitnehmer eine schriftliche außerordentliche Kündigung aus, so bleibt diese wirksam, 
auch wenn er es sich später anders überlegt. Dies hat das Bundesarbeitsgericht entschieden. 
In dem zu Grunde liegenden Fall hatte ein Arbeitnehmer fristlos gekündigt, weil sein Arbeitgeber mit 
Gehaltszahlungen im Rückstand war. Einige Zeit später verlangte der Arbeitnehmer von der Rechts-
nachfolgerin seines Arbeitgebers die Zahlung der ausstehenden Gehälter mit der Begründung, diese 
sei hierzu nach den Regeln des Betriebsübergangs verpflichtet. Die Rechtsnachfolgerin wandte ein, 
das Arbeitsverhältnis habe durch die von dem Arbeitnehmer schriftlich erklärte fristlose Kündigung 
schon vor dem Betriebsübergang sein Ende gefunden. 
Die Klage des Arbeitnehmers blieb in allen Instanzen erfolglos. Das Bundesarbeitsgericht führt aus, 
dass auch die außerordentliche Kündigung durch den Arbeitnehmer eines wichtigen Grundes bedürfe, 
dass es aber bei Vorliegen einer solchen Kündigung Sache des Arbeitgebers sei, der Kündigung zu 
widersprechen und dies gegebenenfalls gerichtlich durchzufechten. Nehme der Arbeitgeber die Kün-
digung hin, so könne sich der Arbeitnehmer, der selbst schriftlich gekündigt hat, nicht auf die Unwirk-
samkeit der Kündigung berufen. 
 

Einkommensteuer 
Kein Betriebsausgabenabzug für die Veranstaltung eines Golfturniers für Geschäftsfreunde 
Zu den nicht als Betriebsausgaben abzugsfähigen Aufwendungen gehören u. a. solche für die Jagd, 
die Unterhaltung einer Segel- oder Motoryacht oder für ähnliche Zwecke und für die damit zusam-
menhängenden Bewirtungen. 
Nach einer Entscheidung des Bundesfinanzhofs sind Aufwendungen für die Veranstaltung eines Golf-
turniers als ähnliche Aufwendungen anzusehen. Sie sind dann nicht als Betriebsausgaben abzugsfä-
hig, wenn sie dem Zweck dienen, Geschäftsfreunde zu unterhalten oder persönlichen Neigungen 
nachzugehen. Eine derartige Veranstaltung dient nicht ausschließlich der Werbung für das Unterneh-
men. 

Zuordnung von zusätzlichen Räumen zum häuslichen Arbeitszimmer 
Die Abzugsfähigkeit von Kosten für ein häusliches Arbeitszimmer ist immer weiter eingeschränkt wor-
den und deshalb zum Dauerstreit zwischen Steuerzahlern und Finanzverwaltung geworden, wie auch 
der nachfolgend geschilderte Fall zeigt: 
Ein Diplom-Ingenieur war für seinen Arbeitgeber für die Beratung, den Verkauf und die Betreuung von 
Kunden zuständig. Diese Aufgaben erledigte er ausschließlich von seinem Zweifamilienhaus aus, 
dessen Erdgeschoss er dazu nutzte. Er machte für ein Büro, ein Kaminzimmer, ein Besprechungs-
zimmer, ein Archiv und für ein Bad Aufwendungen für ein Arbeitszimmer geltend. 
Das Finanzamt stellte auf Grund einer Ortsbesichtigung fest, dass diese Räume keinen überwiegen-
den Wohncharakter besaßen, berücksichtigte allerdings nur 1.250 € Höchstbetrag. Das Finanzgericht 
kam zu dem Ergebnis, dass das häusliche Arbeitszimmer den Mittelpunkt der beruflichen Tätigkeit 
darstellte, berücksichtigte aber nur die Aufwendungen für das Büro und für das Archiv. 
Der Bundesfinanzhof hat die Sache an das Finanzgericht zurückverwiesen und darauf hingewiesen, 
dass 



· Räumlichkeiten, die nach ihrer Ausstattung und Funktion nicht einem Büro entsprechen, auch dann 
nicht dem häuslichen Arbeitszimmer zuzuordnen sind, wenn sie ihrer Lage nach mit dem Wohn-
raum verbunden und deswegen in die häusliche Sphäre eingebunden sind (z. B. Lager, Werkstatt, 
freiberufliche Praxis), 

· bei Geltendmachung eines Werbungskostenabzugs für mehrere in die häusliche Sphäre einge-
bundene Räume, die Qualifizierung als häusliches Arbeitszimmer für jeden Raum gesondert vor-
zunehmen ist. So kann z. B. ein Archiv als Teil des Arbeitszimmers anzusehen sein. Vorausset-
zung ist dabei, dass die Räume eine funktionale Einheit bilden. 

Dies muss das Finanzgericht im geschilderten Fall noch prüfen. 
Hinweis: Sollten die übrigen Räume als „beruflich genutzt“ gelten und auch keine „funktionale Einheit“ 
bilden, unterliegen die Aufwendungen für diese Räume nicht den Abzugsbeschränkungen eines Ar-
beitszimmers. 

Schuldzinsenaufteilung bei gemischt genutztem Grundstück  
Bundesfinanzhof, IX-R-35/08, Urteil vom 01.04.2009 

1. Nimmt der Steuerpflichtige Darlehen zur Finanzierung je unterschiedlicher Grundstücksteile 
auf, die eigenständige Wirtschaftsgüter bilden, scheitert der Zuordnungszusammenhang zu 
einzelnen Grundstücksteilen aber, weil die Valuten sämtlicher Darlehen auf ein Girokonto 
fließen, von dem dann der Steuerpflichtige den gesamten Kaufpreis an den Verkäufer über-
weist, so sind die entstandenen Schuldzinsen grundsätzlich nach dem Verhältnis der Wohn-
/Nutzflächen aufzuteilen. 

2. Dies gilt nicht, wenn die Parteien des Kaufvertrags den Kaufpreis in anderer Weise auf die 
erworbenen Wirtschaftsgüter aufgeteilt haben und dieser Maßstab - weil weder zum Schein 
getroffen noch missbräuchlich - auch steuerrechtlich bindet. In diesem Fall ist der Kaufpreis 
nach dem Verhältnis des auf den vermieteten Grundstücksteil entfallenden Kaufpreises zum 
Gesamtkaufpreis aufzuteilen und die entstandenen Schuldzinsen in Höhe des hiernach auf 
den vermieteten Grundstücksteil entfallenden Anteils abzuziehen. 

 

Umsatzsteuer 
Kein Vorsteuerabzug aus einer Rechnung bei zu ungenauer Leistungsbeschreibung 
Die Angabe „gesamter Warenbestand“ in einer Rechnung reicht als Leistungsbeschreibung für den 
Vorsteuerabzug nicht aus. Eine nicht weiter aufgegliederte Warengesamtheit lässt nicht erkennen, 
was im Einzelnen Gegenstand der Lieferung war. 
Damit bestätigt der Bundesfinanzhof seine bereits früher aufgestellte Forderung nach einer genauen 
Spezifizierung der Waren oder Dienstleistungen, über die eine Rechnung erteilt wird. Das Abrech-
nungspapier muss eine einwandfreie Identifizierung der abgerechneten Leistung ermöglichen. Dabei 
kann auch auf andere Geschäftsunterlagen verwiesen werden. 

 


